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1. Planungsanlass  

Für den Änderungsbereich der 6. Änderung des Flächennutzungsplans der 

Stadt Lübz als Rechtsnachfolge für die Gemeinde Lutheran wurde der vorha-

benbezogene Bebauungsplan Nr. 25 „Solarpark Lutheran“ der Stadt Lübz 

aufgestellt. Vorgesehen ist die Ausweisung eines sonstigen Sondergebietes 

nach § 11 Abs. 2 BauNVO mit der Zweckbestimmung Energieerzeugung auf 

der Basis solarer Strahlungsenergie. Der derzeit wirksame Flächennutzungs-

plan weist den Änderungsbereich als Fläche für die Landwirtschaft aus.  

Aus diesem Grund lässt sich der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 25 

„Solarpark Lutheran“ nicht aus dem wirksamen Flächennutzungsplan entwi-

ckeln. Die deshalb erforderliche Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt 

daher im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB. Damit wird dem Ent-

wicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 Rechnung getragen.  

 

2. Vorgaben und Rahmenbedingungen 

2.1 Rechtsgrundlagen 

o Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 3. November 

2017 (BGBl. I S. 3634) 

o Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 

21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) 

o Planzeichenverordnung (PlanZV 90) i. d. F. der Bekanntmachung vom 

18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 

des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) 

o Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern 

(Kommunalverfassung - KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 13. Juli 2011 (GVOBl. M-V 2011, S. 777) 

o Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnatur-

schutzgesetz - BNatSchG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 

(BGBl. l S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. 

September 2017 (BGBl. I S. 3434) 

o Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des 

Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz - 

NatSchAG M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Februar 

2010 (GVOBl. M-V S. 66), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes 

vom 27. Mai 2016 (GVOBl. M-V S. 431, 436) 

o Hauptsatzung der Stadt Lübz in der aktuellen Fassung  
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2.2  Änderungsbereich 

Der Änderungsbereich ist im Plan im Maßstab 1: 5.000 dargestellt und glie-

dert sich in zwei Planteile mit einer Gesamtfläche von 7,1 ha.  

o Planteil 1 mit einer Teilfläche von 4,5 ha erstreckt sich auf einem Teil 

des Flurstücks 120 der Flur 2 in der Gemarkung Lutheran 

o Planteil 2 mit einer Teilfläche von 2,6 ha erstreckt sich auf einem Teil 

des Flurstücks 122/4 der Flur 1 in der Gemarkung Lutheran 

 

2.3 Planungsbindungen 

Raumordnung und Landesplanung 

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung. 

Dabei sind die einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete und zusam-

menfassende Pläne oder Programme aufzustellen.  

Für Planungen und Maßnahmen der Stadt Lübz ergeben sich die Ziele, 

Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung aus folgenden 

Rechtsgrundlagen: 

 Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008, das zuletzt 

durch Artikel 2 Absatz 15 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBI. I S. 

2808) 

   Landesplanungsgesetz (LPlG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 5. Mai 

1998 (GVOBl. M-V S. 503), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-

zes vom 18. Mai 2016 (GVOBl. M-V S. 258) 

 Landesverordnung über das Landesraumentwicklungsprogramm 

Mecklenburg-Vorpommern (LEP-LVO M-V) vom 27. Mai 2016 

 Landesverordnung über das Regionale Raumentwicklungsprogramm 

Mecklenburgische Seenplatte (RREP WM-LVO M-V) vom 31. August 2011  

Im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ist die Vereinbarkeit mit den Zielen und 

Grundsätzen der Raumordnung zu prüfen. Rechtsgrundlage hierfür ist § 4 Abs. 

1 ROG.   

Nach § 3 Nr.6 ROG sind solche Vorhaben, die die räumliche Entwicklung und 

Ordnung eines Gebietes beeinflussen, als raumbedeutsam zu beurteilen. In 

diesem Zusammenhang entscheiden also die Dimension der geplanten Photo-

voltaikanlage, die Besonderheit des Standortes sowie die vorhersehbaren 

Auswirkungen auf gesicherte Raumfunktionen die Raumbedeutsamkeit.  

Gemäß geltender Rechtsprechung trifft das regelmäßig dann zu, wenn infolge 

der Größe des Vorhabens Auswirkungen zu erwarten sind, die über den unmit-

telbaren Nahbereich hinausgehen (Raumbeanspruchung, Raumbeeinflussung).  
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Im LEP MV sind bereits konkrete Vorgaben für die Entwicklung der Erneuerba-

ren Energien getroffen worden. Gemäß dem Programmsatz 5.3 (1) LEP M-V 

2016 soll in allen Teilräumen eine sichere, preiswerte und umweltverträgliche 

Energieversorgung bereitgestellt werden. Der Anteil erneuerbarer Energien 

soll dabei stetig wachsen. 

Im LEP-MV 5.3 (2) wird der Ausbau einer umweltverträglichen Energieversor-

gung für alle Teilräume als Entwicklungsvoraussetzung empfohlen. Es enthält 

ein eindeutiges Bekenntnis für die Stärkung der erneuerbaren Energien:  „Wei-

tere Reduzierungen von Treibhausgasemissionen sollen insbesondere durch 

Festlegung von Maßnahmen 

o zur Energieeinsparung, 

o der Erhöhung der Energieeffizienz, 

o der Erschließung vorhandener Wärmepotenziale 

o der Verringerung verkehrsbedingter Emissionen 

in der Regional- und Bauleitplanung sowie anderen kommunalen Planungen 

erreicht werden.“  

Bei Planungen und Maßnahmen zum Ausbau erneuerbarer Energien, die zu er-

heblichen Beeinträchtigungen naturschutzfachlicher Belange führen, ist zu 

prüfen, ob rechtliche Ausnahmeregelungen aus zwingenden Gründen des 

überwiegenden öffentlichen Interesses angewendet werden können. 

Freiflächenphotovoltaikanlagen sollen, laut LEP M-V 5.3.(9) und RREP WM 

6.5.(6), effizient und flächensparend errichtet werden. Dazu sollen sie vertei l-

netznah geplant und insbesondere auf Konversionsstandorten, endgültig still-

gelegten Deponien oder Deponieabschnitten und bereits versiegelten Flächen 

errichtet werden. Landwirtschaftlich genutzte Flächen dürfen nur in einem 

Streifen von 110 m beiderseits von Autobahnen, Bundesstraßen und Schie-

nenwegen für Freiflächenphotovoltaikanlagen in Anspruch genommen werden.  

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan erscheint somit mit den Zielen und 

Grundsätzen der Raumordnung vereinbar. 
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3. Entwicklungsziele der Flächennutzungsänderung  

Ziel der 6. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Lübz als Rechts-

nachfolge der Gemeinde Lutheran ist die bauplanungsrechtliche Vorbereitung 

und die Entwicklung von Flächen zur Gewinnung solarer Strahlungsenergie. 

Im geplanten sonstigen Sondergebiet „Energiegewinnung auf der Basis sola-

rer Strahlungsenergie“ sollen grundsätzlich die Errichtung und der Betrieb 

von Freiflächen-Photovoltaikanlagen einschließlich erforderlicher Nebenanla-

gen vorbereitet und ermöglicht werden.  

Die Gebietsausweisung berührt ausschließlich Landwirtschaftsflächen. Der 

Änderungsbereich der 6. Änderung des Flächennutzungsplans wird derzeit als 

Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. 

Für den Änderungsbereich der 6. Änderung des Flächennutzungsplans der 

Stadt Lübz ergibt sich folgende Flächenbilanz: 

 

Ausweisung im Flächennutzungs-

plan 

Bestand Planung 

Fläche für die Landwirtschaft 7,1 ha 0 ha 

Sonstiges Sondergebiet    0 ha 7,1 ha 
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4. Auswirkungen der Flächennutzungsänderung  

Die Ausweisung eines sonstigen Sondergebietes entfaltet auf der Ebene des 

Flächennutzungsplans keine unmittelbaren Wirkungen auf den Natur- und 

Landschaftshaushalt. Es werden jedoch die planungsrechtlichen Grundlagen 

für die Entwicklung eines Solarparks geschaffen. 

Die geplante Sondergebietsausweisung steht in unmittelbarem Zusammen-

hang mit der Errichtung einer Anlage zur Erzeugung solarer Strahlungsenergie 

und deren Nebenanlagen. Es besteht die Möglichkeit, die schwerpunktmäßige 

Ermittlung bestimmter Umweltauswirkungen einer nachfolgenden Planungs-

ebene zuzuordnen (Abschichtung). Eine angemessene und abschließende 

Konfliktbewältigung der zu erwartenden Auswirkungen ist auf der Ebene der 

Flächennutzungsplanung nicht zweckmäßig. 

Maßgeblich für die Betrachtungen der Umweltauswirkungen sind die mit der 

Aufstellung der 6. Änderung des Flächennutzungsplans im Vernehmen mit dem 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan mögliche Flächeninanspruchnahme sowie 

die vorhersehbaren bau-, anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen der 

Fremdenbeherbergung auf die zu untersuchenden Schutzgüter.  

Die Prüfung der Wirkung der geplanten Flächennutzungsplanänderung auf die 

Schutzgüter des Untersuchungsraums lässt sich aufgrund der bestehenden 

Zusammenhänge beider Bauleitplanverfahren auf die 6. Änderung des Flä-

chennutzungsplans übertragen. 

 


